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die Bundesregierung daran beteiligen würde . Über die-
sen Vorschlag wurde übrigens in der letzten Legislatur 
im März 2013 schon einmal abgestimmt; damals wurde 
das unter den gegebenen Voraussetzungen abgelehnt . Wo 
würde also gegen die Gewaltenteilung verstoßen, wenn 
eine Beteiligung der Bundesregierung erfolgen würde? 
Dass das so wäre, war ja einer Ihrer Gründe, unseren An-
trag abzulehnen .

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Herr Kollege Hoffmann, Sie haben die Möglichkeit, 

darauf zu erwidern . 

Thorsten Hoffmann (Dortmund) (CDU/CSU): 
Vielen Dank für Ihre Intervention . – Ich habe das 

schon verstanden, was Sie gesagt haben . Ich habe auch 
nicht alles vorgelesen . Manchmal ist es aber besser, wenn 
man vorliest, als wenn man irgendetwas sagt . 

Wir haben ja gar keine Expertise, um die Verfassungs-
mäßigkeit überhaupt überprüfen zu können . Der Bun-
desrat hat aus meiner Sicht etwas Wichtiges getan . Viele 
Kollegen teilen meine Meinung . Ich bin dankbar dafür, 
dass eine Initiative gestartet worden ist . Wir sollten jetzt 
abwarten . Dann werden wir uns entscheiden, wie wir uns 
anschließen . 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU – 
Norbert Müller [Potsdam] [DIE LINKE]: Das 
ist doch gar keine Antwort! – Frank Tempel 
[DIE LINKE]: Das klang aber anders in Ihrer 
Rede!)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Jetzt hat die Kollegin Monika Lazar für Bündnis 90/

Die Grünen das Wort . 

Monika Lazar (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Rassistische	und	flüchtlingsfeindliche	Hetze	und	Gewalt	
sind dramatisch gestiegen . Ich glaube, wir sind uns im 
Hause einig, dass das so ist . Wir sind uns auch einig, was 
wir gesellschaftlich tun müssen . Die NPD hat durchaus 
einen Anteil daran, ebenso wie alle anderen, die rassis-
tische Parolen verbreiten und auf populistische Weise 
Ängste schüren . Dies trifft in diesen Tagen leider auf vie-
le Gruppierungen und Parteien zu, nicht nur auf die NPD .

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die NPD ist widerlich – keine Frage . Ihre Machen-
schaften müssen entlarvt und geächtet werden . Aller-
dings darf man die NPD auch nicht wichtiger machen, 
als sie ist . Man kann allerdings erkennen, dass sie in letz-
ter Zeit tief zerstritten, geschwächt und bundesweit kaum 
noch aktionsfähig ist, nicht einmal in meinem Heimat-
land Sachsen, wo die NPD zum Glück seit einem reichli-
chen Jahr nicht mehr im Landtag vertreten ist . 

(Zuruf von der CDU/CSU: Dank der guten 
Arbeit der CDU!)

– Dazu sage ich jetzt lieber nichts . Das würde meine Re-
dezeit deutlich überschreiten . 

(Zuruf von der CDU/CSU: 25 Jahre!)

Deutlich relevanter sind allerdings das gesellschaft-
liche Klima und rechtspopulistische Bewegungen wie 
Pegida und Co . oder Parteien wie die AfD . Auch andere 
Politikerinnen und Politiker und Menschen aus der soge-
nannten Mitte der Gesellschaft – Kollege Wendt, so man-
che Äußerungen der CDU aus Sachsen sind nicht gerade 
sehr förderlich –

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der LINKEN)

unterstützen dieses Klima und bereiten still und heimlich 
den	Boden	dafür,	dass	flüchtlingsfeindliche	und	rassisti-
sche Äußerungen gemacht und Straftaten begangen wer-
den . Man hat manchmal den Eindruck: Das ist ein legales 
Mittel der politischen Meinungsäußerung geworden . Da-
rauf muss unsere Aufmerksamkeit gerichtet werden .

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich verstehe den Antrag der Linksfraktion zu diesem 
Zeitpunkt nicht . Man will in aktionistischer Manier auf 
einen Zug aufspringen, der schon längst rollt . Das Ver-
fahren gegen die NPD läuft, und ich kann nicht erkennen, 
was es an Gewinn bringen sollte, wenn Bundesregierung 
oder Bundestag dem Verbotsantrag nun nachträglich bei-
treten würden . Das Gericht wäre damit gewiss nicht zu 
beeindrucken .

(Max Straubinger [CDU/CSU]: So ist es!)

Davon abgesehen: Es gibt schließlich in allen Partei-
en und Fraktionen Befürworter und Gegner des Verbots; 
aber darum geht es heute nicht . In der vergangenen Wahl-
periode – Kollege Tempel hat darauf hingewiesen – ha-
ben wir im Plenum ausführlich über das Thema disku-
tiert . Schließlich beschloss der Bundestag mehrheitlich, 
dem Verbotsantrag des Bundesrates nicht beizutreten . 
Dafür gab und gibt es gute Gründe .

Jetzt bleibt schließlich abzuwarten, inwieweit sich die 
gesammelten Belege im Verfahren als Beweise eignen . 
Das Material müsste zweifelsfrei belegen, dass die Partei 
gezielt anstrebt, die freiheitliche demokratische Grund-
ordnung zu beeinträchtigen, zu beseitigen oder den Be-
stand der Bundesrepublik zu gefährden . Ich persönlich 
bin skeptisch, ob das Gericht der NPD einen so bedroh-
lichen	Einfluss	in	Deutschland	zubilligt,	dass	es	für	ein	
Verbot reicht .

Ein erneutes Scheitern wäre eine Blamage für die ge-
samte demokratische Politik und würde der NPD, die 
kaum noch politische Erfolge vorweisen kann, neuen 
Aufwind und öffentliche Aufmerksamkeit bescheren .

(Burkhard Lischka [SPD]: Sie bagatellisieren 
hier vieles!)

– Es geht nicht um Bagatellisieren .

(Burkhard Lischka [SPD]: Doch! – Gegenruf 
des Abg . Dr . Konstantin von Notz [BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN]: Nein!)

Frank Tempel
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Selbst wenn das Bundesverfassungsgericht ein NPD-Ver-
bot aussprechen würde,

(Burkhard Lischka [SPD]: Was wir alle hof-
fen!)

könnte die Partei vor dem Europäischen Gerichtshof für 
Menschenrechte dagegen klagen,

(Dr . Konstantin von Notz [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: So ist das!)

und	dessen	Auflagen	–	Herr	Lischka,	das	wissen	Sie	ge-
nauso gut wie wir alle – sind besonders hoch .

Unabhängig vom juristischen Ausgang bleibt das 
grundlegende Problem ungelöst: Teile der Bevölkerung 
unterstützen die rassistischen und antidemokratischen 
Positionen der NPD und haben sie durch ihr Stimmver-
halten in Landesparlamente und Kreistage gebracht .

NPD-Wählerinnen und -Wähler sind leider nur die 
Spitze des Eisbergs . Ziel von Rassistinnen und Rassis-
ten	 ist	es,	die	Mitte	der	Gesellschaft	zu	 infiltrieren	und	
nach rechts zu rücken . Deshalb muss es uns allen darum 
gehen, überall für eine antirassistische, weltoffene und 
demokratische Gesellschaft einzutreten . Ein NPD-Verbot 
hilft da leider nur bedingt weiter .

Vielen Dank .

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
sowie bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Vizepräsident Johannes Singhammer: 
Nächster Redner ist der Kollege Uli Grötsch für die 

SPD .

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU)

Uli Grötsch (SPD): 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Der Kampf gegen rechts war für mich vor 20 Jahren der 
Grund, mich politisch zu engagieren und damit zu begin-
nen, für ein Land zu kämpfen, in dem rechte Gesinnung 
keinen Platz hat .

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN)

Ich sehe es deshalb mit einer gewissen Genugtuung, dass 
nun endlich das NPD-Verbot in greifbare Nähe rückt .

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN)

Ich bin sehr optimistisch, dass wir diesmal die Verfas-
sungswidrigkeit dieser Neonazi-Partei hieb- und stichfest 
und quellenfrei beweisen können . Ja, ich sehne den Tag 
der Entscheidung herbei; denn unsere Demokratie ver-
trägt diese Menschenverachter keinen Tag länger .

(Beifall bei der SPD sowie des Abg . Frank 
Tempel [DIE LINKE])

Natürlich hätte ich mir gewünscht, dass alle antrags-
berechtigten Verfassungsorgane mit an Bord sind und mit 

einer Stimme sprechen . Sie wissen, dass die SPD in der 
letzten Wahlperiode dazu einen entsprechenden Antrag 
eingebracht hatte, der von der schwarz-gelben Koalition 
aber leider abgelehnt wurde . Auch zwischen den Koali-
tionspartnern der Großen Koalition gibt es leider keinen 
Konsens .

Zu Ihrem Antrag, liebe Kolleginnen und Kollegen von 
der Linken: Wenn wir diesen jetzt so beschließen, dann 
verzögern wir das nun endlich eröffnete Verfahren vor 
dem Bundesverfassungsgericht, und das will ich nicht, 
und das will auch meine Fraktion nicht . Ich glaube, eine 
Verzögerung des Verfahrens will niemand hier im Haus .

(Beifall bei der SPD)

Inhaltlich sind wir hier uns doch alle einig: Die NPD 
ist verfassungsfeindlich, rassistisch und menschenver-
achtend . Deshalb darf sie keinen einzigen Cent vom Staat 
mehr erhalten, und das lieber heute als morgen .

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN – Burkhard Lischka [SPD]: Nur 
die Grünen tanzen aus der Reihe!)

Jetzt gibt es vereinzelt Stimmen, die da sagen: Na 
ja, die dümpeln bei 1 Prozent oder so; das ist ja nicht 
wirklich eine Gefahr . Oder man sagt, nach einem Ver-
bot würden sie in anderer Form weiteragieren . – Ja, das 
mag sein . Auch wenn die NPD als legaler Arm dieser 
Bewegung ausgeschaltet wird, gibt es in Deutschland 
natürlich – leider – immer noch Rechtsextreme . Das ist 
richtig . Aber – und das ist ein ganz wesentlicher Punkt – 
wir	nehmen	ihnen	damit	die	steuerfinanzierten	Privilegi-
en weg, mit denen sie ebendiesen von ihnen verhassten 
Staat bekämpfen .

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 
der LINKEN – Burkhard Lischka [SPD]: Ge-
nau! Keine Knete für das Pack!)

Ich bin erstens überzeugt, dass dieses Verbot ein kla-
res Signal des demokratischen Staates für die Ächtung 
menschenverachtender Gesinnung ist . Zweitens bin ich 
davon überzeugt, dass dieses Verbot bei anderen zweifel-
haften Parteien in Deutschland seine Wirkung entfalten 
wird . Das NPD-Verbot ist also ein Signal an alle, die das 
Klima in diesem Land vergiften, die Stimmung gegen 
Flüchtlinge schüren und das Nazi-Wording wieder salon-
fähig machen wollen, in Teilen Deutschlands sogar schon 
wieder salonfähig gemacht haben . 

Unser Justizminister Heiko Maas hat recht, wenn er 
sagt: Erst kommen die Worte – da fällt die Hemmschwel-
le als Erstes –, und dann kommen die Taten . – Und ich 
will nicht bis zu den Taten warten .

(Beifall bei der SPD sowie des Abg . Frank 
Tempel [DIE LINKE])

Deshalb ist es richtig, dass Heiko Maas verfassungs-
widrige, weil menschenverachtende Hasskommentare 
innerhalb von 24 Stunden aus den sozialen Netzwerken 
löschen lassen will . Wir setzen bei den Worten an, mit 
denen die Hemmschwelle fällt .

Der Kampf gegen rechts ist eine zentrale Aufgabe al-
ler demokratischen Kräfte; denn rechtsextremes Gedan-

Monika Lazar


